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PARLAMENTSWÖRTERBUCH 

Faktenblatt                                                              

KOMMISSIONEN  

Die Vielfalt der im Parlament behandelten Sachfragen und die Größe der beiden Räte machen eine fachliche und 

organisatorische Arbeitsteilung unumgänglich. Im Sinne einer effizienten Arbeitsorganisation werden deshalb in 
etwa spiegelbildlich zu den Ratsplena zusammengesetzte Ausschüsse gebildet, die sich auf bestimmte Sach- 
oder Fachbereiche spezialisieren und die Aufgabe haben, zuhanden des Plenums sachkundige, beschlussreife 
und mehrheitsfähige Lösungsvorschläge auszuarbeiten.1 

I. Die Kommissionen im Einzelnen 

Sowohl die Räte als auch die Vereinigte Bundesversammlung verfügen über Kommissionen.  

Der National- und der Ständerat haben je neun Sachbereichs- und zwei Aufsichtskommissionen, der Natio-

nalrat verfügt darüber hinaus über eine Immunitätskommission (IK). Die Vereinigte Bundesversammlung hat 

eine Gerichtskommission (GK) und eine Begnadigungskommission (BeK). 

Die Sachbereichskommissionen der beiden Räte sind die folgenden: 

− Aussenpolitische Kommission (APK), 

− Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK), 

− Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK), 

− Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie (UREK), 

− Sicherheitspolitische Kommission (SiK), 

− Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF), 

− Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK), 

− Staatspolitische Kommission (SPK) und 

− Kommission für Rechtsfragen (RK). 

Die zwei Aufsichtskommissionen sind: 

− die Finanzkommission (FK) und 

− die Geschäftsprüfungskommission (GPK).  

Die Räte haben auch gemeinsame Kommissionen wie die Redaktionskommission (RedK), die beiden Auf-

sichtsdelegationen (GPDel und FinDel) und die ständigen Delegationen im Bereich der internationalen parlamen-

tarischen Beziehungen. Gemeinsame Kommissionen beider Räte bedürfen einer formell-gesetzlichen Grundlage. 

                                                
1 MARTIN MARLOCK, Volksvertretung als Grundaufgabe, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz (Hsrg.), Parlamentsrecht, Nomos 2016, 
S. 143 ff., in Analogie. 

https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%C3%B6rterbuch
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Zur Beratung eines bestimmten Geschäftes können die Räte auch Spezialkommissionen (Ad-hoc-Kommissi-

onen) bestellen; Spezialkommissionen bilden jedoch die Ausnahme. Es können auch gemeinsame Spezialkom-

missionen eingesetzt werden, beispielsweise parlamentarische Untersuchungskommissionen (PUK), welche Vor-

kommnisse von grosser Tragweite abklären. 

Die Kommissionen haben ferner die Möglichkeit aus ihrer Mitte Subkommissionen einzusetzen. Diese werden 

mit einem bestimmten Auftrag versehen. Im Gegensatz zu den Sachbereichskommissionen, die nur ad hoc eine 

Subkommission bestellen können, haben die Aufsichtskommissionen das Recht, ständige Subkommissionen 

einzusetzen. Auch die Aussenpolitische Kommission setzt eine ständige Subkommission für Europafragen ein. 

II. Bestellung der Kommissionen 

Die Zahl der Mitglieder der nationalrätlichen Kommissionen – mit Ausnahme jener der Immunitätskommission 

– wird vom Büro festgelegt und beträgt 25. Die Immunitätskommission des Nationalrates besteht laut Reglement 

aus neun Mitgliedern. Für die ständerätlichen Kommissionen bestimmt das Reglement die fixe Anzahl von 

13  Mitgliedern. 

In beiden Räten werden die Kommissionssitze proportional auf die Fraktionen verteilt. Im Nationalrat kommt 

dabei das Proporzverteilungssystem nach Hagenbach-Bischoff zum Zug, wie es auch für die Nationalratswahlen 

gilt. In beiden Räten ist die Zugehörigkeit zu einer Fraktion Voraussetzung für die Mitgliedschaft in einer Kommis-

sion.   

Die Mitglieder der Kommissionen sowie deren Präsidien (Präsident/in und Vizepräsident/in) werden vom jeweili-

gen Ratsbüro gewählt. Die Präsidentinnen oder Präsidenten der Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte 

dürfen nicht derselben Fraktion angehören. 

Die Kommissionen der Vereinigten Bundesversammlung setzen sich je aus zwölf Mitgliedern des National-

rates und aus fünf Mitgliedern des Ständerates zusammen. Die Mitglieder werden vom jeweiligen Büro gewählt. 

Die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident dürfen nicht dem gleichen Rat 

angehören. Das Präsidium der Gerichtskommission wird von der Koordinationskonferenz bestimmt. Die Begna-
digungskommission konstituiert sich hingegen selbst. 

Die Anzahl der Mitglieder der gemeinsamen Kommissionen der beiden Räte variiert je nach Kommission. In 

der Regel werden die Mitglieder vom jeweiligen Büro und die Präsidien von der Koordinationskonferenz gewählt. 

Von dieser Regel gibt es folgende Ausnahmen: Die Mitglieder der Aufsichtsdelegationen werden von der jeweili-

gen Aufsichtskommission bestimmt und die Aufsichtsdelegationen sowie die Redaktionskommission und die 

Delegationen für die Pflege der internationalen Beziehungen konstituieren sich selbst, d. h. sie wählen ihr Präsi-
dium selbst.  

Die Amtsdauer der Kommissionsmitglieder beträgt vier Jahre. Sie endet spätestens mit der Gesamterneuerung 

der Kommissionen in der ersten Session einer neuen Legislaturperiode; eine Wiederwahl ist möglich.2 Die Kom-

missionspräsidentinnen und -präsidenten sowie die Vizepräsidentinnen und -präsidenten werden i. d. R. für eine 

Amtsdauer von zwei Jahren gewählt; eine Wiederwahl ist i. d. R. nicht möglich. 

Wird der Sitz eines Kommissionsmitglieds frei, so wird dieser für den Rest der Amtsdauer neu besetzt. Wenn im 

Laufe der Amtsdauer eine Fraktion einen Sitz an eine andere verliert, so wird dieser Sitz erst im Falle einer Vakanz 

neu besetzt.  

 

                                                
2 Ausnahmeregelung für das Mandat beim Europarat: Das Mandat der Mitglieder der Delegation bei der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates beginnt und endet mit dem Amtsjahr des Europarates. 
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Im Nationalrat findet eine ausserordentliche Gesamterneuerung der Kommissionen für den Rest der Amtsdauer 

statt, wenn 

− eine Fraktion wegen einer Änderung ihrer Mitgliederzahl im Rat in einer ständigen Kommission mit mehr als 

einem Mitglied über- oder untervertreten ist; 

− eine neue Fraktion gebildet wird. 

III. Aufgaben 

Die einzelnen Kommissionen haben unterschiedliche Aufgaben: 

Sachbereichskommissionen beraten die in ihre Sachbereiche fallenden Geschäfte vor, verfolgen die gesell-

schaftlichen und politischen Entwicklungen in ihren Zuständigkeitsbereichen, arbeiten Vorschläge aus und sor-

gen für eine Wirksamkeitsüberprüfung der beschlossenen Massnahmen. Die Sachbereiche werden den Kom-

missionen vom jeweiligen Büro zugewiesen. 

Die Aufsichtskommissionen und -delegationen üben die Oberaufsicht aus über den Finanzhaushalt des 

Bundes und über die Geschäftsführung des Bundesrates, der Bundesverwaltung, der eidgenössischen Gerichte, 

der Bundesanwaltschaft, der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft und anderer Träger von Aufgaben 

des Bundes. Hierbei prüfen sie: 

− ob die Bundesbehörden im Sinne der Verfassung und der Gesetze handeln (Rechtmässigkeit), 

− ob die vom Staat getroffenen Massnahmen sinnvoll sind und der Bundesrat seinen Entscheidungsspielraum 

richtig nutzt (Zweckmässigkeit), 

− ob die vom Staat getroffenen Massnahmen die gewünschte Wirkung haben (Wirksamkeit), und 

− ob die Mittel von den staatlichen Akteuren im richtigen Verhältnis zum Ergebnis eingesetzt werden (Wirt-

schaftlichkeit). 

Die Aufgaben der übrigen Kommissionen lassen sich wie folgt umschreiben: 

Die Immunitätskommission (IK) des Nationalrates behandelt Gesuche für die Aufhebung der Immunität von 

Ratsmitgliedern und Magistratspersonen. (Im Ständerat werden diese Gesuche von der Kommission für Rechts-

fragen behandelt.) 
Die Redaktionskommission, eine gemeinsame Kommission beider Räte, überprüft den Wortlaut der Erlasse 

und legt deren endgültige Fassung für die Schlussabstimmung fest. 

Die Gerichtskommission, eine Kommission der Vereinigten Bundesversammlung, ist zuständig für die Vorbe-

reitung der Wahl und Amtsenthebung von Richterinnen und Richtern der eidgenössischen Gerichte, der Bun-

desanwältin oder des Bundesanwalts, der Stellvertretenden Bundesanwältinnen oder Bundesanwälte und der 

Mitglieder der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft. 

Die Begnadigungskommission, ebenfalls eine Kommission der Vereinigten Bundesversammlung, ist zuständig 

für Begnadigungsgesuche, welche Entscheide des Bundesstrafgerichts oder einer eidgenössischen Verwal-

tungsbehörde betreffen, aber auch für Militärstrafsachen, die vom Bundesgericht beurteilt wurden, sowie für die 

Vorberatung von Zuständigkeitskonflikten zwischen den obersten Bundesbehörden. 

Die Delegationen internationaler parlamentarischer Versammlungen (DeliV*3) vertreten die Bundesver-

sammlung in internationalen parlamentarischen Versammlungen. Die übrigen im Bereich der internationalen Be-

ziehungen tätigen Delegationen (DelaP*) sind für Beziehungen mit Parlamenten anderer Staaten zuständig. 

                                                
3 *Dies sind keine offiziellen Abkürzungen. 
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IV. Informationsrechte 

Die parlamentarischen Informationsrechte sind nach einem Kaskadensystem aufgebaut; ihr Umfang nimmt von 

Stufe zu Stufe zu.  

Die unterste Stufe bilden die Informationsrechte der Ratsmitglieder, gefolgt von den Informationsrechten der 

Kommissionen im Allgemeinen, den Informationsrechten der Aufsichtskommissionen und auf der vierten Stufe 

von jenen der Aufsichtsdelegationen (Geschäftsprüfungs- und Finanzdelegation) sowie der PUK. 

 

 

Die Sachbereichskommissionen sind berechtigt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

− den Bundesrat zur Erteilung von Auskünften an Sitzungen einzuladen und von ihm Berichte zu verlangen; 

− vom Bundesrat Unterlagen zur Einsicht zu erhalten und 

− im Einverständnis mit ihm Personen im Dienste des Bundes zu befragen. 

Die Aufsichtskommissionen haben zudem das Recht, Auskünfte und Unterlagen von Personen und Amtsstel-

len ausserhalb der Bundesverwaltung zu verlangen und Einsicht in die Mitberichte der Departemente zuhanden 

des Bundesrates zu nehmen.  

Den Aufsichtsdelegationen und der PUK dürfen – im Gegensatz zu den Ratsmitgliedern, den Sachbereichs- 

und den Aufsichtskommissionen – keine zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Informationen vorenthalten 

werden. Sie haben das Recht auf Herausgabe von Protokollen der Bundesratssitzungen und von Unterlagen, 

die im Interesse des Staatsschutzes oder der Nachrichtendienste als geheim klassifiziert sind oder deren Kennt-

nisnahme durch Unberechtigte den Landesinteressen einen schweren Schaden zufügen kann. Sie können über-

dies Personen als Zeuginnen oder Zeugen einvernehmen, auskunftspflichtige Personen vorladen und im Weige-

rungsfall durch die Polizei vorführen lassen. 

V. Instrumente 

Die Kommissionen können zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

− parlamentarische Initiativen, Vorstösse und Anträge einreichen sowie Berichte erstatten; 

− aussenstehende Sachverständige beiziehen; 

− Vertreterinnen und Vertreter der Kantone und interessierter Kreise anhören und 

− Besichtigungen vornehmen. 

Eine Aufsichtskommission oder -delegation kann zudem Empfehlungen an die verantwortliche Behörde richten. 
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VI.     Sitzungskadenz und Verfahren 

Die Kommissionen tagen durchschnittlich an zwei Sitzungen pro Quartal. 

 

 
 

In den Kommissionen gelten, sofern das Gesetz oder das Geschäftsreglement nichts anderes vorsieht, die Ver-

fahrensregeln ihres Rates.  

VII. Vertraulichkeit der Sitzungen und Information der Öffentlichkeit 

Im Unterschied zu den Beratungen im National- und im Ständerat sind die Beratungen der Kommissionen ver-

traulich. Die Vertraulichkeit soll sachbezogene und mehrheitsfähige Lösungen erleichtern.  

Die Öffentlichkeit wird durch die Medien schriftlich oder mündlich über die wesentlichen Ergebnisse der Kom-

missionsberatungen, die wichtigsten Beschlüsse mit dem Stimmenverhältnis sowie über die wichtigsten, in den 

Beratungen geäusserten Argumente informiert. Vertraulich bleibt, wie die einzelnen Sitzungsteilnehmerinnen und 

Sitzungsteilnehmer Stellung genommen und abgestimmt haben.  

Die Kommissionsprotokolle und die Unterlagen der Kommissionen unterliegen der Vertraulichkeit. Das Öffent-

lichkeitsgesetz ist hier nicht anwendbar, auch nicht für Unterlagen, welche die Verwaltung zuhanden einer Kom-

mission erarbeitet. Die Verteilung und die Einsicht in die Kommissionsakten wird durch das Parlamentsrecht 

geregelt.  

Die Kommissionen können öffentliche Anhörungen durchführen, diese sind aber äusserst selten.   

https://youtu.be/aCh1Mw7XphM
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HISTORISCHES  

Kommissionen 

Die Bundesversammlung kannte bereits im 19. Jahrhundert ein gemischtes System von ständigen und nichtstän-

digen Kommissionen. Die anfänglich für ein Jahr und ab 1890 für eine Legislaturperiode gewählten ständigen 
Kommissionen waren für wiederkehrende Geschäfte, die Ad-hoc-Kommissionen für die übrigen Geschäfte zustän-

dig.4 Dieses System wurde 1991 durch das heutige System der ständigen und für bestimmte Sachbereiche zu-

ständigen Kommissionen ersetzt. 

Seit 2003 wurden folgende ständige Kommissionen und Subkommissionen geschaffen resp. aufgehoben: 

• Kommissionen der Räte 

− Im Apriel 2008 wurde im Ständerat und auf Beginn der 49. Legislaturperiode im Nationalrat die Kommis-
sion für öffentliche Bauten (KöB) aufgelöst (07.493 / 09.429). 

− Die Immunitätskommission des Nationalrates wurde auf Beginn der 49. Legislatur geschaffen (08.447). 

− Seit der 52. Legislaturperiode setzt die Aussenpolitische Kommission des Nationalrates neu eine stän-
dige Subkommission für Europafragen ein (23.446). 

• Delegationen 

− Auf Ende der 50. Legislaturperiode (2019) wurde die seit 1999 bestehende Neat-Aufsichtsdelegation 
(NAD) aufgelöst (17.495). 

− Die Delegation zur Teilnahme an Aktivitäten im Rahmen der OECD wurde 2021, also während der 51. 

Legislaturperiode, ins Leben gerufen (20.436). 

• Kommissionen der Vereinigten Bundesversammlung 

− 2004 bis 2011 war die Begnadigungskommission auch als Rehabilitierungskommission (RehaKo) tätig. 

Seit 1996 wurden für die Beratung folgender Geschäfte Spezialkommissionen eingesetzt: 

− Entlastungsprogramm 2003 (03.047) 

− Personenfreizügigkeit. Flankierende Massnahmen (04.066 / 04.067) 

− Entlastungsprogramm 2004 (04.080) 

− Neugestaltung des Finanzausgleichs (05.070) 

− Neugestaltung des Finanzausgleichs (06.094) 

− Neues Führungsmodell für die Bundesverwaltung (13.092) 

2023 (51. Legislaturperiode) setzten die Räte zudem eine Parlamentarische Untersuchungskommission zur Unter-

suchung der Verantwortlichkeiten der Behörden und Organe rund um die Credit Suisse Notfusion mit der UBS 
(23.427) ein. 

Die Geschäftsreglemente beider Räte sehen ausserdem vor, dass in der ersten Session einer Legislaturperiode in 

jedem Rat eine Legislaturplanungskommission zur Vorberatung des Berichtes des Bundesrates über die Legisla-
turplanung bestellt wird. 

                                                
4 RUTH LÜTHI, Art. 42 N 9, in: Graf/Theler/von Wyss (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis der Schweizerischen Bundes-
versammlung, Kommentar zum Parlamentsgesetz (ParlG) vom 13. Dezember 2002, Basel: Helbing Lichtenhahn Verlag, 2014, S. 358.  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20070493
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20090429
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20080447
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230446
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170495
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200436
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20030047&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20040066&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20040067&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20040080&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20050070&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20060094&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20130092&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?AffairId=20230427&WebId=aeed95e7-b0ad-42c6-b83f-791df607c5f7&TermSetId=7051b9a6-79c5-4c1e-bb87-3beba150686c&TermId=ce0ba4a7-f9a2-4d00-b795-d811c0b98a27
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Bestellung der Kommissionen 

Bis 1997 war im Ständerat die Mitgliedschaft in einer Kommission auf sechs Jahre beschränkt.5 Vor 1991 kannte 

auch der Nationalrat eine Amtszeitbeschränkung für die Mitgliedschaft in einer Kommission.6 

Bis im März 2009 wurden die 25 Sitze jeder nationalrätlichen Kommission proportional auf die Fraktionen verteilt. 

Jede Kommission war damit parteipolitisch gleich zusammengesetzt. Diese Regelung hatte den Nachteil, dass 

den Fraktionen gemessen an ihrer Stärke im Rat gesamthaft entweder zu viele oder zu wenige Kommissionssitze 
zugeteilt wurden. Seit März 2009 wird auch im Nationalrat die Gesamtzahl der Sitze aller Kommissionen auf die 

Fraktionen verteilt.7 Dies kann dazu führen, dass die Fraktionen nicht in jede Kommission genau gleich viele Mit-

glieder entsenden. 

Die ausserordentliche Gesamterneuerung der nationalrätlichen Kommissionen wurde ebenfalls 2009 im Geschäfts-

reglement des Nationalrates verankert.8 Diese neue Bestimmung kam bisher noch nie zur Anwendung. 

 

Öffentliche Anhörungen von interessierten Kreisen und Sachverständigen durch parlamentarische 
Kommissionen  
Die Möglichkeit, öffentliche Kommissionsanhörungen durchzuführen, wurde 1991 geschaffen.9 Seither fanden öf-

fentliche Anhörungen zu folgenden Themen statt: 
− Beschaffung der F/A-18 Flugzeuge (1992) 

− Genschutz-Initiative (1995) 

− Rinderwahnsinn (1996) 

− Einsatz der Armee zum Schutz der Grenze (1998) 

− Totalrevision des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (2002) 

− Institutionelles Abkommen: Schweiz–EU (2019) (Video) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
5 Geschäftsreglement des Ständerates: Änderung vom 20. Juni 1997, Inkrafttreten am 1. August 1997, AS 1997 1475. 

6 Vgl. hierzu LÜTHI RUTH, Art. 42 N 12 ff., in: Graf/Theler/von Wyss (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis der Schweizeri-
schen Sundesversammlung, Kommentar zum Parlamentsgesetz (ParlG) vom 13. Dezember 2002, Basel: Helbing Lichtenhahn Verlag, 
2014, S. 370 f. 

7 07.400 pa. Iv. "Parlamentsrecht. Verschiedene Änderungen"; Medienmitteilung vom 13. Februar 2009, Verteilung zusätzlicher Kom-
missionssitze; bis Ende der 49. Legislaturperiode konnten alle Ratsmitglieder ihre Kommissionssitze behalten, diejenigen Fraktionen 
die gemäss der neuen Berechnungsmethode untervertreten waren, erhielten jedoch zusätzliche Sitze. 

8 07.400 pa. Iv. "Parlamentsrecht. Verschiedene Änderungen" 

9 90.228 pa. Iv. Parlamentsreform, Bericht der Kommission des Nationalrates vom 16. Mai 1991, BBl 1991 III 724 f., AS 1991 2158 ff.; 
90.229 pa. Iv. Parlamentsreform, Bericht der Kommission des Ständerates vom 14. August 1991, BBl 1991 IV 400, AS 1991 2340 ff. 

https://www.youtube.com/watch?v=LODKvWROkxU
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20070400
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/2009/mm-bue-n-2009-02-13.aspx
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20070400
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GESETZLICHE GRUNDLAGEN 

Kommissionen (allgemein) 
− Artikel 153 Bundesverfassung 

− Artikel 42 ff. Parlamentsgesetz 

Aufgabe und Rechte 

− Artikel 44 Parlamentsgesetz 

− Artikel 45 Parlamentsgesetz 

Verfahren 

− Artikel 46 Parlamentsgesetz 

Vertraulichkeit 

− Artikel 47 Parlamentsgesetz 

− Artikel 20 Absatz 4 Geschäftsreglement des Nationalrates 

− Artikel 15 Absatz 4 Geschäftsreglement des Ständerates 

Zusammensetzung 

− Artikel 43 Parlamentsgesetz 

− Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe g Geschäftsreglement des Nationalrates 

− Artikel 6 Buchstabe g Geschäftsreglement des Ständerates 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html#a153
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20010664/index.html#a42
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20010664/index.html#a44
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20010664/index.html#a45
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20010664/index.html#a46
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20010664/index.html#a47
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20030895/index.html#a20
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20030743/index.html#a15
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20010664/index.html#a43
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20030895/index.html#a9
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20030743/index.html#a6
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WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN  

Für praktische Informationen (u. a. Zusammensetzung, Verteilschlüssel, Sitzungsplan) 

vgl. die Rubrik «Kommissionen» auf parl.ch:  

 Link 

Für die Zusammensetzung der Kommissionen zu einem früheren Zeitpunkt  

vgl. die Übersichten über die Verhandlungen: 

 Link 

Für rechtliche und historische Fragen 

vgl. Graf/Theler/von Wyss (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis der Schweizerischen Bundesversamm-
lung, Kommentar zum Parlamentsgesetz (ParlG) vom 13. Dezember 2002, Helbing Lichtenhahn Verlag, Basel 

2014, S. 357 ff.:  

 Link 

Für Kurzinformationen, Historisches, weiterführende Informationen und die gesetzlichen Grundlagen 

vgl. die Einträge über die Kommissionen im Parlamentswörterbuch:  

 Link 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.parlament.ch/de/organe/kommissionen
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/sessionen/uebersicht-ueber-die-verhandlungen
https://www.parlament.ch/centers/documents/_layouts/15/DocIdRedir.aspx?ID=DOCID-1-10162
https://www.parlament.ch/centers/documents/_layouts/15/DocIdRedir.aspx?ID=DOCID-1-10162
https://www.parlament.ch/centers/documents/_layouts/15/DocIdRedir.aspx?ID=DOCID-1-10162
https://www.parlament.ch/centers/documents/_layouts/15/DocIdRedir.aspx?ID=DOCID-1-10162
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%C3%B6rterbuch
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